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  Notwendige Rechtsbeistandschaft im Auslieferungsverfahren

Leitsatz

  Ein Fall notwendiger Rechtsbeistandschaft gem. § 40 Abs. 2 IRG liegt im Auslieferungsverfah-
ren nur vor, wenn die Festnahme gerade in der Auslieferungssache erfolgt. Wird der Verfolg-
te in anderer Sache festgenommen und ist die Auslieferungshaft in der Folge nur als Überhaft
notiert, rechtfertigt dieser Umstand allein keine Bestellung eines Beistands für das Ausliefe-
rungsverfahren.(Rn.12)

Verfahrensgang

vorgehend AG Suhl, 8. Januar 2025, XX

Tenor

  1. Der Beschluss des Amtsgerichts Suhl vom 08.01.2025 wird aufgehoben.

  2. Der Verfolgte trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Gründe

  I.

1 Die Thüringer Generalstaatsanwaltschaft wendet sich mit der vorliegenden sofortigen
Beschwerde gegen die Bestellung eines anwaltlichen Beistands für den Verfolgten.

2 Mit Ausschreibung im Schengener Informationssystem hatten die l. Behörden um Fest-
nahme des Verfolgten zum Zwecke der Auslieferung zur Strafverfolgung von der Bundes-
republik Deutschland an die Republik L. ersucht. Dem Festnahmeersuchen liegt der Eu-
ropäische Haftbefehl der Generalstaatsanwaltschaft der Republik L. vom 09.07.2024 zu
Grunde. Darin wird dem Verfolgten insbesondere zur Last gelegt, in zehn Fällen in Wohn-
gebäude eingedrungen zu sein, um dort stehlenswerte Güter im Gesamtwert von ca.
71.000 EUR zu entwenden. Wegen der diesbezüglichen Einzelheiten wird auf den euro-
päischen Haftbefehl vom 09.07.2024 Bezug genommen.

3 Der Senat hat auf den dahingehenden Antrag der Thüringer Generalstaatsanwaltschaft
am 10.12.2024 Auslieferungshaftbefehl gegen den Verfolgten erlassen, der sich zu die-
sem Zeitpunkt bereits seit dem 18.04.2024 zum Vollzug von Untersuchunghaft bzw. Frei-
heitsstrafe in anderen Sachen in der JVA G befunden hat. Derzeit ist sich der Verfolgte
in der JVA U zur Vollstreckung der gegen ihn mit Urteil des Amtsgerichts Arnstadt vom
11.02.2025 verhängten Gesamtfreiheitsstrafe von 2 Jahren und 3 Monaten inhaftiert.
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4 Mit Beschluss vom 08.01.2025 hat das Amtsgericht Suhl dem Verfolgten Rechtsanwältin
R als Beistand bestellt. Die Entscheidung wurde der Thüringer Generalstaatsanwaltschaft
am 13.01.2025 formlos übersandt.

5 Mit Verfügung vom 17.01.2025, eingegangen beim Amtsgericht Suhl am selben Tage,
hat die Thüringer Generalstaatsanwaltschaft sofortige Beschwerde gegen diese Ent-
scheidung eingelegt.

6 Hierzu hat Rechtsanwältin R mit Schriftsatz vom 10.02.2025 Stellung genommen. Sie
vertritt die Auffassung, die Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 IRG lägen vor, weil für den
Auslieferungshaftbefehl Überhaft notiert sei. Deshalb hält sie die sofortige Beschwerde
für unbegründet.

  II.

7 Die sofortige Beschwerde der Thüringer Generalstaatsanwaltschaft hat Erfolg.

8 1. Sie ist gem. § 40 Abs. 8 IRG i.V.m. § 142 Abs. 7 StPO statthaft und auch ansonsten zu-
lässig eingelegt.

9 Die Beschwerdeberechtigung der Thüringer Generalstaatsanwaltschaft folgt daraus, das
die Staatsanwaltschaft stets die gesetzeswidrige Beiordnung rügen kann (vgl. Meyer-
Goßner- Schmitt, StPO, 65. Aufl., § 142 Rdnr. 63 m.w.N.).

10 2. Das Rechtsmittel ist auch begründet. Denn es liegt kein Fall der notwendigen Rechts-
beistandschaft vor.

11 a) Die verfolgte Person kann sich nach § 40 Abs. 1 IRG in jeder Lage des Verfahrens ei-
nes Rechtsbeistands bedienen.

12 Die Auslieferung ist nach Abs. 2 der Vorschrift jedoch grds. nur dann ein Fall der notwen-
digen Rechtsbeistandschaft, wenn eine Festnahme der verfolgten Person erfolgt. Dies
ist vorliegend jedoch gerade nicht der Fall, weil bei Erlass des Auslieferungshaftbefehls
der Verfolgte schon in anderer Sache inhaftiert war und dies auch nach wie vor ist, wes-
halb für die Auslieferungshaft von Anfang an nur Überhaft notiert war und auch weiterhin
ist. § 40 Abs. 2 IRG stellt aber gerade auf die Festnahme in der Auslieferungssache ab.
Denn die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie (BT-
Drs. 19/13829, S. 54). Danach hat der Vollstreckungsmitgliedstaat sicherzustellen, dass
gesuchte Personen ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme „aufgrund eines Europäischen
Haftbefehls“ Anspruch auf Prozesskostenhilfe im Sinne der Richtlinie haben. Nach dem
expliziten Wortlaut auch der Richtlinie besteht ein Anspruch auf anwaltlichen Beistand
daher nur, wenn es eine unmittelbare kausale Verknüpfung zwischen der Festnahme und
dem Europäischen Haftbefehl gibt, an der es hier fehlt.

13 b) Erfolgt - wie hier - keine Festnahme der verfolgten Person in der Auslieferungssache,
liegt ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft nach § 40 Abs. 3 IRG in der Folge
nur vor, wenn wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines
Rechtsbeistands geboten erscheint (Nr. 1), ersichtlich ist, dass die verfolgte Person ihre
Rechte nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann (Nr. 2) oder die verfolgte Person noch
nicht 18 Jahre alt ist (Nr. 3). Diese Voraussetzungen liegen hier ebenfalls nicht vor.
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14 aa) Weder ist ersichtlich, dass der Verfolgte seine Rechte nicht selbst hinreichend wahr-
nehmen kann, noch erscheint die Mitwirkung eines Beistandes wegen der Schwierigkeit
der Sach- oder Rechtslage erforderlich. Die Sach- und Rechtslage ist jedenfalls im gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht so schwierig, dass dem durch Beiordnung eines anwaltlichen
Beistandes Rechnung getragen werden müsste.

15 Eine schwierige Sachlage kann sich aus dem Umfang oder der Komplexität der tatsäch-
lich erforderlichen Feststellungen ergeben. Insoweit ist zwar zu konstatieren, dass der
Verfolgte der vereinfachten Auslieferung vorliegend nicht zugestimmt hat, sodass die
Zulässigkeit der Auslieferung zu prüfen sein wird. Dieser Umstand allein führt jedoch
noch nicht per se zur Annahme einer schwierigen Sach- oder Rechtslage (vgl. Schom-
burg/ Lagodny, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, 6. Aufl., § 40 IRG, Rn. 24). In-
soweit bedarf es vielmehr einer Gesamtabwägung der individuellen Umstände des Aus-
lieferungsverfahrens. Die besonderen Schwierigkeiten des Auslieferungsrechts und der
Umstand, dass der Gesetzgeber diese Materie den Oberlandesgerichten und General-
staatsanwaltschaften überantwortet hat, führen dabei noch nicht ohne Weiteres dazu,
dass nur aufgrund der erforderlichen Entscheidung über die Zulässigkeit der Ausliefe-
rung ein anwaltlicher Beistand beizuordnen wäre. Vielmehr ist insoweit stets eine Ein-
zelfallprüfung unter Berücksichtigung etwaiger Einwendungen des Verfolgten anzustel-
len (OLG Saarbrücken, Beschluss vom 02.06.2016 - OLG Ausl. 22/2016 (39/16) = Beck-
RS 2016, 12013). Eine schwierige Rechtslage ist in der Folge erst gegeben, wenn bei
Anwendung des Auslieferungsrechts im konkreten Verfahren Rechtsfragen beantwortet
werden müssen, die bislang nicht entschieden wurden. Darüber hinaus ist eine schwieri-
ge Rechtslage anzunehmen, wenn die auslieferungsrechtliche Beurteilung nicht eindeu-
tig ist und genaue Kenntnisse der Anordnungsvoraussetzungen erfordert, über die ein
Verfolgter regelmäßig nicht verfügt. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Denn ins-
besondere in allenfalls durchschnittlich gelagerten Fällen - wie hier -, in denen über die
Auslieferung auf der Basis eines Europäischen Haftbefehls zu entscheiden ist und in de-
nen deshalb ein reduzierter gerichtlicher Prüfungsmaßstab zur Anwendung kommt, be-
stehen regelmäßig weder Schwierigkeiten rechtlicher noch tatsächlicher Art, die es erfor-
dern würden, dem Verfolgten ohne Weiteres rechtskundigen Beistand zukommen zu las-
sen, auch wenn es einer Entscheidung über die Zulässigkeit nach § 32 IRG bedarf (OLG
München, Beschluss vom 07.03.2013 - OLGAusl.14 Ausl. A 1033/12 = NStZ-RR 2013,
179).

16 Die Höhe der gegen den Verfolgten in L potentiell zu erwartenden Strafe stellt für die
Frage der Beistellung eines Beistands ebenfalls kein geeignetes Beurteilungskriterium
dar, denn im Gegensatz zu § 140 Abs. 2 StPO stellt § 40 IRG gerade nicht auf die Schwe-
re der Taten ab. Dies gilt umso mehr, als der Verfolgte Einwendungen gegen den Tatvor-
wurf nicht erhoben hat, eine Tatverdachtsprüfung gem. § 10 Abs. 2 IRG ohnehin nur in
engen Grenzen stattfindet und insoweit Erörterungen und ausführlichere Darlegungen
zum Sachverhalt selbst nicht geboten sind (OLG Hamm, Beschluss vom 28.01.2010 - 4
Ausl A 208/09 = BeckRS 2010, 8867).

17 bb) Soweit der Verfolgte der deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig ist, kann die-
sem Erschwernis durch Hinzuziehung eines Dolmetschers zu den gesetzlich vorgesehe-
nen Anhörungen hinreichend Rechnung getragen werden.
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18 cc) Der im Jahr 1980 geborene Verfolgte ist schließlich auch nicht minderjährig im Sinne
des § 40 Abs. 3 Nr. 3 IRG.

19 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 465 StPO analog i.V.m. § 77 IRG.
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